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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

  
Tagesordnung I Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 30. Januar 2018

Vorlagen-Nr. 18-F-21-0005

Sachstandsbericht zur Wallauer Spange
- Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 24.01.2018 
-

Für die systematische Erschließung und einen verbesserten Zugang zum Schienenverkehr ist die 
Wallauer Spange von besonderer Bedeutung. Dies wurde auch in der Vergangenheit hinreichend 
durch Diskussionen und Berichte ausgeleuchtet. Es scheint daher sinnvoll, den aktuellen 
Sachstand zusammenzutragen und eine Bewertung der Umsetzungschancen vorzunehmen.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,

dem Ausschuss über den aktuellen Sachstand in Bezug auf die Entwicklung der Wallauer Spange 
zu berichten und hierbei insbesondere auf die Berücksichtigung der Wallauer Spange im 
Bundesverkehrswegeplan und die hieraus zu erwartenden Folgen einzugehen.

Beschluss Nr. 0006

Der Magistrat wird gebeten,

dem Ausschuss über den aktuellen Sachstand in Bezug auf die Entwicklung der Wallauer Spange 
zu berichten und hierbei insbesondere auf die Berücksichtigung der Wallauer Spange im 
Bundesverkehrswegeplan und die hieraus zu erwartenden Folgen einzugehen.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .02.2018
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Volk-Borowski
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .02.2018

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2018
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Dezernat V
mit der Bitte um weitere Veranlassung Gerich

Oberbürgermeister
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